UNSERE FORDERUNGEN 


1. Eine Bestandsaufnahme der Folgeschäden 
der Russlandsanktionen für die sächsische 
Wirtschaft und den sächsischen Arbeits- 
markt. 


2. Eine Wiederaufnahme des Visa-Dialoges 
zwischen der Europäischen Union und der 
Russischen Föderation. 


3. Die Beendigung der Russlandsanktionen. 


4. Den Eintritt in einen konstruktiven Dialog 
mit Russland, für ein gemeinsames 
Miteinander. 


5. Die Gründung einer gemeinsamen Wirt- 
schaftsplattform sowie die Errichtung von 
Verbindungsbüros in den russischen Part- 
nerregionen. 


Drucksache 6/232 
Stärkung der Sächsischen Unternehmen durch Beendung 


der Wirtschaftssanktionen (EU-Embargo) gegen Russland 


Drucksache 6/4007 
Ende der Embargo-Politik gegen Russland 


Drucksache 6/6503 


Visaverhandlungen reaktivieren, Partnerschaft zwischen 
Sachsen und der Russischen Föderation stärken 


Drucksache 6/8922 


Embargopolitik gegen Russland - Wirkungen der Maßnah- 
men und Gegenmaßnahmen auf die sächsische Wirtschaft 


Drucksache 6/18052 

EU-Sanktionen gegen Russland schrittweise abbauen und 
so schnell wie möglich beenden 

Drucksache 7/3848 


EU-Ratspräsidentschaft zur Verbesserung der Beziehun- 
gen mit Russland nutzen 


„fd-fraktion-sachsen.de 


"KENNEN SIE 
SCHON UNSERE... 


RUSSLANDSANKTIONEN 
BEENDEN! 


WARUM GIBT ES DAS ÜBERHAUPT? 


Sanktionen tragen in der Regel nicht zur Lösung 
eines Konfliktes bei, sie verschärfen ihn. 


Die Russlandsanktionen haben nicht zur Um- 
setzung des Minsker Abkommens (u. a. Gewähr- 
leistung der beidseitigen Waffenruhe in den 
ostukrainischen Gebieten) beigetragen. Ebenso 
haben sie Russland nicht zu einem Umdenken 


in der Krim-Frage motiviert. Ob und inwieweit 
Russland richtiger Adressat dieser Forderungen 
war, wurde bisher nur unzureichend geklärt. Die 
Sanktionspolitik gegenüber Russland hat sich 
mittlerweile zu einem vorhersehbaren Reflex 
bei außenpolitischen Interessenkonflikten ent- 
wickelt. 


Was haben die Russlandsanktionen 
bisher erreicht? 


SÄCHSISCHE EXPORTE BRECHEN EIN 


Die sächsische Wirtschaft hat seit Sanktionsbe- 
ginn und den damit verbundenen Gegensank- 
tionen massiv und überproportional gelitten. 
Die deutschen Exporte nach Russland fielen 
zwischen 2013 und 2019 von rund 36 Milliarden 
Euro auf rund 26,5 Milliarden Euro. Die sächsi- 
schen Exporte nach Russland haben sich in die- 
sem Zeitraum drastisch reduziert und sind von 
1,33 Milliarden Euro auf 0,4 Milliarden Euro ge- 
schrumpft. 


Trotz des mittlerweile niedrigen Exportniveaus 
setzten sich die Exportrückgänge aus Sachsen in 
die Russische Föderation weiter fort. 


ARBEITSMARKT IN GEFAHR 


Die Sanktionen haben dazu geführt, dass säch- 
sische Unternehmen massive Umsatzverluste 
sowie den Abbruch von Geschäftsbeziehungen 
hinnehmen mussten. In diese Geschäftsbezie- 
hungen sind Unternehmen aus anderen Län- 
dern eingetreten. Mitte Juli 2017 wurde erst- 
malig Öffentlich bekannt, dass ein sächsisches 
Stahlbauunternehmen -mafßgeblich aufgrund 
der Russlandsanktionen- die Insolvenz anmel- 
den musste. 


Die Folgen der Russlandsanktionen für den 
sächsischen Arbeitsmarkt möchte die Staats- 
regierung nicht prüfen lassen. Dass dies aber 
durchaus möglich ist, zeigen Studien des öster- 
reichischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(WIFO). 


RUSSLANDREISEN ERSCHWERT 


Der Visadialog zwischen der Europäischen Uni- 
on und Russland wurde im Rahmen der Sankti- 
onen ausgesetzt. Geringere Visagebühren bzw. 
die Abschaffung dieser Gebühren oder die Ver- 
längerung von Visafristen sind vorerst in weite 
Ferne gerückt. Die Organisation eines Urlaubs, 
eines Schüleraustausches, eines Studiums, der 
Arbeitsaufnahme oder der Pflege von Geschäfts- 
kontakten in Russland bleiben weiterhin büro- 
kratisch und kostenintensiv. 


TREFFEN MEIST DIE BEVÖLKERUNG 


Die Russlandsanktionen haben nicht allein aber 
maßgeblich zum Rubelverfall und seinem Kauf- 
kraftverlust geführt. Schwerwiegende soziale 
Einschnitte, beispielsweise Einmalzahlungen 
statt Rentenerhöhungen sowie Reallohnmin- 
derungen, waren für weite Teile der russischen 
Bevölkerung die Folge. Die Sanktionen wider- 
sprechen somit dem Wertemafßsstab der Europä- 
ischen Union. Diese betont, Maf3stab ihres Han- 
delns sei stets, dass Sanktionsmaf3ßnahmen sich 
gegen den Verantwortlichen des auslösenden 
Ereignisses und nicht gegen die breite Bevölke- 
rungrichten. 


